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Beschluss 

des Koordinierungsrates (Sitzung am 20.03.2023)  

für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem 
Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes". 

Beschlusspunkte zum „Leipziger Modeliansatz'1 

Die nachfolgenden Beschlusspunkte bilden die zentrale Grundlage für die jeweiligen 

Beschlussfassungen der 16 Bundesländer, der kommunalen Spitzenverbände sowie der 

Branchenorganisationen VDV, DTV-G, BDO und BSN. Damit soll bundesweit eine 

gemeinsame Vorgehensweise bei der Umsetzung des Deutschlandtickets in Bezug auf 

die Zuscheidung der Tarifeinnahmen aus dem Verkauf des Deutschlandtickets 

sichergestellt werden. 

1. Mit der Anerkennung des Deutschlandtickets (D-Ticket) als bundesweit gültiges Tarif-

produkt - entsprechend des „Entwurfs eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Re-

gionalisierungsgesetzes der Bundesregierung“ -für den Nahverkehr durch die teilneh-

menden Verkehrsuntemehmen bzw. erlösverantwortliche Aufgabenträger verpflichten 

sich alle Tarifgeber bzw. Unternehmen auf die Anwendung eines gemeinsamen 

Zuscheidungsverfahrens für das D-Ticket. 

2. Das anzuwendende Zuscheidungsverfahren soll alle Tarifeinnahmen aus dem Kern-

produkt des D-Tickets sowie alle Einnahmen aus bundesweit geltenden kundengrup-

penspezifischen Angeboten im Rahmen des D-Tickets umfassen. Dazu zählen sämtli-

che Einnahmen sowie Leistungen von Dritten in der Höhe des festgelegten Preises des 

D-Tickets. 

3. Der nachweisbare Nachteil, welcher sich für die Verkehrsunternehmen (VU) und 

erlösverantwortliche Aufgabenträger aus dem Saldo der bisherigen und künftigen 

Gesamteinnahmen (inkl. der Fahrgeldsurrogate) ergibt, wird jährlich unter 

Berücksichtigung der ihnen jeweils zugeschiedenen Einnahmen aus dem D-Ticket 

ermittelt und nach der politischen Verständigung der Ministerpräsidentenkonferenz vom 

02.11.2022 und 08.12.2022 durch den Bund und die Länder rechtskonform 

ausgeglichen. Die Länder werden entsprechend des jeweilig in den Ländern 

entstandenen Schadens die erhaltenen Bundesmittel untereinander umverteilen. 

4. Der Leipziger Modellansatz“ formuliert für das EAV-Umsetzungskonzept zum D-Ticket 

ein „Marktorientiertes Innovationsmodell (in drei Stufen)". Das Modell setzt einen 



deutlichen Vertriebsanreiz für die Kundenbetreuung im jeweiligen Bediengebiet des 

Tarifgebers und verhindert gleichzeitig einen aggressiven Vertriebswettbewerb in der 

Branche. 

5. Stufe 1 in 2023: Zur Absicherung des Starts für das D-Ticket wird für das Rumpfjahr 

2023 eine pragmatische Herangehensweise gewählt, bei der grundsätzlich jeder 

Tarifgeber die Einnahmen aus den dort erzielten Verkäufen ausschließlich unter den 

ihm angeschlossen Verkehrsunternehmen und Aufgabenträgern verteilt. Dazu kommen 

die jeweiligen Regelungen der Tarifgeber (z. B. Verbünde und Tarifgemeinschaften) zur 

Anwendung. D-Tickets verkaufende Unternehmen, die Fahrausweise für mehrere 

Tarifgeber vertreiben, melden an die jeweiligen Tarifgeber. Sie stimmen sich in 

Zweifelsfragen auf Verlangen mit den betroffenen Tarifgebern und Ländern ab, über 

welchen Tarifgeber die Einnahme an die anderen Länder verteilt wird. Hierbei können 

die Einnahmen auch anteilig auf mehrere Tarifgeber/Länder verteilt werden, wobei die 

Einnahmen nach Ziffer 2, welche klar zuordenbar sind, den jeweiligen 

Tarifgebern/Länder vollständig zugeordnet werden. Die Steuerung über ein Monitoring 

verhindert Marktverwerfungen und überschießende Einnahmen. Im Bedarfsfall können 

nach Beschluss der Länder bei Marktverwerfungen auch in 2023 sowohl unterjährig als 

auch in der Abrechnung des Gesamtjahres Umverteilungen zwischen den Ländern 

durchgeführt werden. Unternehmen und erlösverantwortliche Aufgabenträger, die durch 

Fahrgeldzuscheidungen aus dem D-Ticket keinen Nachteilsausgleich in Anspruch 

nehmen müssen, sind zu verpflichten, die den Soll-Einnahmewert 2023 laut Muster-

Richtlinie übersteigenden Betrag innerhalb des Bundeslandes abzuführen. Sollte das 

Bundesland in Summe keinen Nachteilsausgleich benötigen, erfolgt die Abführung der 

übersteigenden Fahrgeldbeträge in andere Bundesländer im Rahmen eines 

Länderausgleiches. 

6. Parallel werden in 2023 die technischen, organisatorischen und juristischen Grundlagen 

für die 2. Stufe des Leipziger Modellansatzes als erste Phase eines marktorientierten 

Einnahmenaufteilungsverfahren gemeinsam von Ländern und Branche (erlös-

verantwortliche Aufgabenträger, Verkehrsunternehmen, Tarifverbünde etc.) geschaffen. 

7. Stufe 2 in 2024/25: In der Stufe 2 wird eine marktorientierte Aufteilung der Einnahmen 

etabliert. Dabei erfolgt eine Zuscheidung aller durch die Tarifgeber erzielten D-Ticket- 

Einnahmen auf die Bundesländer nach dem Wohnortprinzip mit anschließender Kor-

rektur auf Grundlage von Balancefaktoren (z. B. für Tourismus, Transit). Der Anteil für 

den Balancepool ist auf Basis einer Evaluation zum D-Ticket im Jahr 2023 zu ermitteln. 

Die Methodik der Evaluation und Verteilung der Einnahmen aus dem durch die Korrektur 

gefüllten Balancepool ist per Beschluss der Länder zu regeln. Innerhalb der 

Bundesländer erfolgt die Verteilung der Einnahmen in Zusammenarbeit mit den 

jeweiligen Tariforganisationen vor Ort. Die Verteilung der Einnahmen innerhalb der 

Bundesländer kann sich ebenfalls an dem Wohnortprinzip orientieren und der DTV 

sowie etwaige Landestarife können ihren bisherigen relativen Einnahmeanteil vorab 

erhalten. Die konkrete Ausgestaltung der Einnahmeaufteilung zwischen den 

Unternehmen und erlösverantwortlichen Aufgabenträgem in den Ländern obliegt den 

Akteuren in den Ländern. In ländergrenzenüberschreitenden Tarifräumen kann es durch 

die Anwendung der jeweiligen Einnahmenaufteilungsregelungen vor Ort zu 

nachträglichen Einnahmenverschiebungen zwischen den Ländern kommen. Auf Basis 

der vorgenannten Verfahrensweise wird der abschließende Nachteilsausgleich ermittelt. 

Da eine Einnahmezuscheidung des D-Tickets in Stufe 2 auch zu überschießenden 



Einnahmen führen kann, sind die Unternehmen und erlösverantwortlichen 

Aufgabenträger wie in Stufe 1 zu verpflichten, den Einnahme-Soll-Wert des jeweiligen 

Jahres übersteigenden Einnahmebetrag an einen anderen Tarifgeber des jeweiligen 

Landes abzuführen. 

8. Für die Stufen 1 und 2 ist in Bezug auf das Kernprodukt des D-Tickets sowie alle 

Einnahmen aus bundesweit geltenden kundengruppenspezifischen Angeboten im 

Rahmen des D-Tickets eine Vertriebsprovision oder Vertriebsentschädigung nicht 

vorzusehen. Neben den aktuell bestehenden Finanzierungen für den Vertrieb wird es in 

den Stufen 1 und 2 zusätzliche finanzielle Anreize für den Verkauf von 

Deutschlandtickets an Neukunden nicht geben. 

 

Vertragliche Vertriebsregelungen in den Tariforganisationen und Tarifkooperationen 

sind davon unberührt. Alle Beteiligten haben das gleiche Verständnis, dass ein Aus-

gleich von Umsatzveränderungen aus reduzierten oder ersparten Provisionen über ge-

eignete rechtliche Mechanismen (über den Ausgleichsmechanismus der Richtlinie o- 

der ein Ausgleich innerhalb der Tariforganisation) für Stufe 1 und 2 sicherzustellen ist. 

Die vollständigen Einnahmen aus dem D-Ticket werden ohne Abzug von vertrieblichen 

Aufwendungen in das Zuscheidungsverfahren für das D-Ticket eingespeist und den Ist-

Einnahmen laut Richtlinie zum Ausgleich des Nachteils zugerechnet. 

 

Im Zuge der Evaluation und der Festlegungen zur neuen EAV in Stufe 3 sind geeignete 

Finanzierungs- und/oder Vergütungsmodelle für den Vertrieb zu prüfen. 

 

Sofern es in Stufe 2 zu erheblichen Abweichungen zw. Einnahmenanspruch und den 

realisierten kassentechnischen Einnahmen der jeweiligen Tariforganisationen respek-

tive deren Unternehmen kommt, werden die Branche und die Länder Gespräche mit 

dem Ziel aufnehmen, diese erheblichen Unwuchten auszugleichen. 

9. Für das praktische Funktionieren des D-Tickets und der Ausgleichsleistungen ist eine 

ausreichende Verbindlichkeit der Regelungen erforderlich, auf die die Länder, die Auf-

gabenträger und die Branchenorganisationen hinwirken. Für notwendige Einnahmeab-

führungen gelten die in den Ziffern 5 und 7 definierten Regelungen. 

10. Stufe 3 voraussichtlich ab 2026: Auf Basis der Erfahrungen in den Jahren 2023 bis 2025 

wird mit Wirkung zum 01.01.2026 ein grundsätzlich nachfrageorientiertes 

Einnahmeaufteilungsverfahren zur Anwendung gebracht. Das entsprechende Verfahren 

wird gemeinsam von den Ländern mit der Branche entwickelt und dem 

Koordinierungsrat zur Beschlussfassung vorgelegt. 


